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diesem Zeitraum verringert, dagegen ist 
die Kluft zwischen Jung und Alt deutlich 
größer geworden.
»Inequality in Sweden« stellt zum einen 
ein Nachschlagewerk dar, das die Dis­
kussion um soziale Gleichheit und Ge­
rechtigkeit, die in der schwedischen Öf­
fentlichkeit einen hohen Stellenwert ein­
nimmt, mit den notwendigen Informa­
tionen versorgt.
Zum anderen — und unter diesem Ge­
sichtspunkt dürfte die Publikation auch 
für ein nicht-schwedisches Publikum von 
großem Interesse sein — vermittelt das 
Werk einen hervorragenden Eindruck
davon, wie die schwedische Wohlfahrts­
forschung mit Hilfe des »level of living« 
Ansatzes vorgeht und ihre Funktion als 
Kontrollinstanz der Sozialpolitik wahr­
nimmt.
Vogel, Joachim/Andersson, Lars-G./ 
Davidsson, Uno/Häll, Lars: Inequality 
in Sweden. Trends and Current Situa­
tion. Living Conditions 1975 - 1985. 
Stockholm (Statistics Sweden) 1988. 




Steigende Belastung des Einkommens 
der privaten Haushalte durch 
W ohnungsausgaben
Die Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum wurde seit Bestehen der Bundesrepu­
blik zu keinem Zeitpunkt ausschließlich dem Marktmechanismus überlassen. Vielmehr 
wurde immer versucht, mit verschiedenen Instrumenten und Maßnahmen das Ergebnis 
des Zusammenspiels von Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt in politisch 
erwünschter Weise zu beeinflussen. Ein Großteil der wohnungspolitischen Interventio­
nen zielt darauf ab, die mit einem angemessenen Versorgungsniveau verbundenen Woh­
nungsausgaben der privaten Haushalte zu regulieren. Im Mittelpunkt des folgenden Bei­
trags steht daher die Entwicklung der tatsächlichen Einkommensbelastung durch Woh­
nungsausgaben sowohl aller privaten Haushalte als auch verschiedener sozialer Gruppen 
und Haushaltstypen. Daran anschließend wird die Entwicklung einiger zentraler Dimen­
sionen der Wohnungsversorgung nachgezeichnet, die neben anderen Faktoren die Höhe 
der Wohnungsausgaben beeinflussen.
Die relative Mietbelastung, d.h. der An- schnitt aller privaten Haushalte seit 1960 
teil der Wohnungsausgaben am Haus- von acht Prozent nahezu kontinuierlich 
haltsnettoeinkommen, ist im Durch- auf gegenwärtig ca. vierzehn Prozent ge-
Tabelle 1: Die Entwicklung der relativen Mietbelastung aller privaten Haushalte
Jahr °7o Jahr % Jahr %
1960 8,0 1969 10,5 1978 11,6
1961 8,5 1970 10,1 1979 11,7
1962 8,3 1971 10,3 1980 12,0
1963 8,8 1972 10,4 1981 12,4
1964 8,8 1973 10,9 1982 12,9
1965 8,7 1974 11,0 1983 13,4
1966 9,3 1975 11,1 1984 13,7
1967 10,1 1976 11,2 1985 14,0
1968 10,4 1977 11,5 1986 13,6
Datenbasis: Statistisches Bundesamt 
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stiegen (vgl. Tabelle 1). Der Begriff 
Wohnungsausgaben umfaßt in der hier 
verwendeten Definition die Mietausga­
ben einschließlich der Nebenkosten so­
wie die fiktiven Kosten selbstgenutzten 
Wohneigentums. Gemessen an einigen 
spezifischen Segmenten des Wohnungs­
marktes erscheinen diese Anteile sehr 
niedrig; man muß allerdings berücksich­
tigen, daß es sich hier um Durchschnitts­
werte handelt, die auf der Grundlage 
sehr heterogener Einzelangaben errech­
net werden. In die Berechnung gehen so­
wohl ländliche Regionen ein als auch 
großstädtische Ballungszentren; Wohnei- 
gentum ebenso wie Mietwohnraum; der 
frei finanzierte Wohnungsbau neben 
dem steuerbegünstigten und sozialen 
Wohnungsbau; sowohl Altbauten wie 
auch Neubauten und schließlich gutaus- 
gestattete Wohnungen in bester Wohnla­
ge ebenso wie Wohnungen mit schlechter 
Ausstattung und schlechter Lage. Dar­
über hinaus haben auch die verschiede­
nen sozio-demographischen und sozio- 
ökonomischen Merkmale der privaten 
Haushalte einen erheblichen Einfluß auf 
die relative Mietbelastung.
Unterschiede bei der relativen Mietbela­
stung zwischen verschiedenen Haushalts­
typen
Die sozialen Unterschiede bei der relati­
ven Mietbelastung werden bereits durch 
einen Blick auf die drei ausgewählten 
Haushaltstypen der Laufenden Wirt­
schaftsrechnungen deutlich (s. Graphik 
1). So müssen 2-Personen-Haushalte von 
Renten- und Sozialhilfeempfängem mit 
geringem Einkommen einen deutlich hö­
heren Anteil ihres verfügbaren Haus­
haltseinkommens für Wohnungsmieten 
aufwenden als 4-Personen-Haushalte 
von Angestellten und Arbeitern mit mitt­
lerem Einkommen sowie 4-Personen- 
Haushalte von Beamten und Angestell­
ten mit höherem Einkommen. Unabhän­
gig von diesen Niveauunterschieden kön­
nen große Ähnlichkeiten in den zeitli­
chen Verläufen festgestellt werden: Die 
relative Mietbelastung steigt in der zwei­
ten Hälfte der sechziger Jahre und dann 
wieder in der ersten Hälfte der achtziger 
Jahre jeweils deutlich an. Dagegen be­
wegt sie sich in den fünfziger und der er­
sten Hälfte der sechziger Jahre sowie in 
den siebziger Jahren auf annähernd kon­
stantem Niveau.
Die Laufenden Wirtschaftsrechnungen 
machen es möglich, die langfristigen Ent-
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Graphik 1
Entwicklung der relativen Mietbelastung 
bei verschiedenen Haushaltstypen
%
Typ 1 Typ 2 Typ 3
Typ 1: 2 -P e r s o n e n -H a u s h a l te  von Ren ten -  und S o z ia lh i l f e ­
e m p fän g e rn  mit geringem Einkommen  
Typ 2: 4 -P e rs o n e n -A rb e i tn e h m e rh a u s h a l te  mit m it t le rem  
Einkommen des Ehemannes  
Typ 3: 4 -P e r s o n e n -H a u s h a l te  von Beamten und Angestel lten  
mit  höherem Einkommen
Datenbas is:  S ta t is t is c h e s  Bundesamt
Wicklungen des Anteils der Wohnungs­
ausgaben am verfügbaren Haushaltsein­
kommen detailliert zu betrachten. Sozia­
le Vergleiche können aber nur in sehr 
eingeschränkter Form zwischen den drei 
erfaßten Haushaltstypen angestellt wer­
den. Bessere Möglichkeiten in dieser 
Hinsicht bieten die Einkommens- und 
Verbrauchsstichproben. Allerdings sind 
hier wiederum zeitbezogene Analysen 
nicht im gleichen Umfang wie bei den 
Laufenden Wirtschaftsrechnungen mög­
lich.
Haushaltsgröße und sozialrechtliche 
Stellung des Haushaltsvorstandes beein­
flussen die relative Mietbelastung
Betrachtet man auf der empirischen 
Grundlage der Einkommens- und Ver­
brauchsstichproben die relative Mietbe­
lastung in Abhängigkeit von der Haus­
haltsgröße (vgl. Tabelle 2), so weisen die 
1-Personen-Haushalte zu allen fünf Zeit­
punkten einen weit höheren Anteil der 
Wohnungsausgaben am Haushaltsnetto- 
einkommen auf als alle anderen Haus­
haltsgrößen. Differenziert man nach der 
sozialrechtlichen Stellung des Haushalts­
vorstandes, dann sind es die privaten 
Haushalte von Landwirten sowie Nicht­
erwerbstätigen, deren relative Mietbela­
stung die der änderen sozialrechtlichen 
Stellungen deutlich übersteigt. Bei den 
Haushalten von Landwirten mag dies in
erster Linie auf die fiktiven Kosten des 
selbstgenutzten Wohneigentums zurück­
zuführen sein. Die eigentliche Ursache 
der hohen relativen Mietbelastung von 
Nichterwerbstätigenhaushalten ist deren 
in vielen Fällen vorhandene Einkom­
mensschwäche. Sie erklärt auch den ho­
hen Anteil der Wohnungsausgaben am 
verfügbaren Einkommen von 1-Perso- 
nen-Haushalten.
Schwabesches Gesetz weiterhin gültig
Zwischen der Höhe des Haushaltsnetto­
einkommens und der relativen Mietbela­
stung privater Haushalte besteht ein ein­
deutig negativer Zusammenhang. Auf 
diesen Tatbestand weist bereits das soge­
nannte Schwabesche Gesetz hin; es trifft 
für alle Jahre, in denen Einkommens­
und Verbrauchsstichproben durchge­
führt wurden, gleichermaßen zu. Die 
Graphik 2 zeigt vier Kurven, die den Zu­
sammenhang zwischen dem Anteil der 
Wohnungsausgaben und der Höhe des 
verfügbaren Haushaltseinkommens in 
den Jahren 1969, 1973, 1978 und 1983 
anzeigen. Zur besseren Vergleichbarkeit 
über die Zeit wurden die Haushaltsnetto­
einkommen — es handelt sich um die 
Durchschnittswerte der jeweiligen Ein­
kommensklassen — nicht in absoluten 
Beträgen sondern als Prozentwerte des 
durchschnittlichen Nettoeinkommens al­
ler privaten Haushalte angegeben.
Tabelle 2: Relative Mietbelastung nach Haushaltsgröße und sozialrechtlicher Stellung 
des Haushaltsvorstands
1962/63 1969 1973 1978 1983
1 -Per sonen-Haushalte 14,7 14,1 14,7 15,6 16,8
2-Personen-Haushalte 8,9 10,6 11,2 11,8 12,7
3-Personen-Haushalte 8,4 9,9 10,4 10,9 12,3
4-Personen-Haushalte 8,1 9,9 10,8 11,2 12,1
5 u.m.-Pers.-Haushalte 7,7 10,0 11,1 11,5 12,4
Landwirt 10,6 13,8 14,1 14,6
Selbständiger 7,0 9,1 9,5 9,3 10,6
Beamter 9,7 9,7 10,4 11,3
Angestellter 10,0 10,6 10,8 11,7
Arbeiter 10,2 10,9 11,6 13,2
Nichterwerbstätiger 11,5 12,9 13,9 14,7 16,1
Haushalte insgesamt 8,9 10,6 11,3 12,0 13,2
Datenbasis: Statistisches Bundesamt
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Graphik 2
Zusammenhang zwischen relativer 
Mietbelastung u. Haushaltsnettoeinkommen
relative M ietbelastung in %
% des Durchschnittseinkommens
1969 1973
Datenbasis: S ta t is t is c h e s  Bundesamt
Die vier Kurven belegen auch die generel­
le Zunahme der relativen Mietbelastung 
im Zeitraum zwischen 1969 und 1983. 
Der nahezu parallele Verlauf ist ein Hin­
weis darauf, daß der grundlegende: Zu­
sammenhang zwischen dem Anteil der 
Wohnungsausgaben und der Höhe des 
verfügbaren Haushaltseinkommens im 
Zeitverlauf konstant geblieben ist.
Deutliche Zunahme der Haushalte mit 
hoher relativer Mietbelastung
Da die relative Mietbelastung privater 
Haushalte sehr stark streut, gehen in die 
Berechnung des Durchschnittswertes so­
wohl Privathaushalte mit extrem niedri­
gen als auch solche mit sehr hohen Woh­
nungsausgaben ein. Deshalb werden ne­
ben der durchschnittlichen Belastung zu­
sätzliche Informationen darüber benö­
tigt, bei wievielen und bei welchen priva­
ten Haushalten die Wohnungsausgaben 
einen bestimmten, gerade noch als trag­
bar angesehenen Einkommensanteil über­
schreiten. Die Festlegung dieser Bela­
stungsgrenze muß zwangsläufig in gro­
ßem Umfang auf willkürlichen Annah­
men basieren. In der wohnungspoliti­
schen und wohnungswissenschaftlichen 
Diskussion haben zwanzig Prozent des 
Haushaltsnettoeinkommens als gerade 
noch tragbare Belastung lange Zeit die 
größte Zustimmung gefunden. Gegen-
1978 1983
wärtig wird dieser Anteil allerdings in zu­
nehmenden Maße als Belastungsgrenze 
in Frage gestellt.
Der Anteil der Hauptmieterhaushalte, 
die zwanzig Prozent oder mehr ihres 
Haushaltsnettoeinkommens für die 
Wohnungsmiete aufwenden, hat im Zeit­
verlauf deutlich zugenommen: Von sechs 
Prozent im Jahr 1957 bis auf über 39 
Prozent im Jahr 1982 (vgl. Tabelle 3). 
Hohe relative Mietbelastungen treten ins­
besondere bei 1-Personen-Haushalten 
häufig auf. Im Jahr 1957 war jeder vierte 
davon betroffen, 1982 sogar jeder zweite 
1-Personen-Haushalt. Ende der fünfzi­
ger und Anfang der sechziger Jahre be­
stand ein eindeutig negativer Zusammen­
hang zwischen dem Anteil der Haushalte 
mit hoher relativer Mietbelastung und 
der Haushaltsgröße. Bereits bei den 3- 
Personen-Haushalten lag dieser Anteil 
jeweils unter fünf Prozent und bei den 5 
u.m.-Personen-Haushalten wendeten 
nur zwei von hundert Haushalten mehr 
als zwanzig Prozent ihres Haushaltsnet­
toeinkommens für die Wohnungsmiete 
auf.
Seit Beginn der siebziger Jahre treten ho­
he relative Mietbelastungen nicht nur bei 
den 1-Personen-Haushalten sondern 
auch bei allen anderen Haushaltsgrößen 
immer häufiger auf, und bis zum Jahr 
1982 sind jeweils ein gutes Viertel bzw. 
ein knappes Drittel der entsprechenden 
Haushalte davon betroffen. Der zu­
nächst eindeutig negative Zusammen­
hang mit der Haushaltsgröße konnte im 
Jahr 1972 nicht mehr festgestellt wer­
den. Mit Ausnahme der 1-Personen- 
Haushalte liegt der Anteil der privaten 
Haushalte mit einer Mietbelastung von 
mehr als zwanzig Prozent des Haushalts­
nettoeinkommens bei allen anderen 
Haushaltsgrößen auf ungefähr dem glei­
chen Niveau. In den folgenden Jahren ist 
dann — wieder mit Ausnahme der 1-Per- 
sonen-Haushalte — sogar ein positiver 
Zusammenhang zwischen dem Anteil der 
Haushalte mit hoher relativer Mietbela­
stung und der Haushaltsgröße festzustel­
len.
Der Anstieg der durchschnittlichen rela­
tiven Mietbelastung und der steigende 
Anteil der privaten Haushalte mit einer 
Belastung des Haushaltsnettoeinkom­
mens durch Wohnungsmieten von min­
destens zwanzig Prozent ist auf zwei
Tabelle 3: Anteil der Hauptmieterhaushalte mit einer Mietbelastung des 
Haushaltsnettoeinkommens von zwanzig Prozent und mehr
1957 1960 1972 1978* 1980* 1982*
1 -Personen-Haushalte 25,4 31,5 35,5 43,3 49,4 54,3
2-Personen-Haushalte 6,5 8,0 15,3 20,2 22,9 27,6
3 -Personen-Haushalte 3,0 4,1 14,0 21,4 24,6 30,3
4-Personen-Haushalte 2,1 3,1 14,7 23,6 26,8 30,8
5 u.m.-Pers.-Haushalte ' 1,7 2,2 14,9 25,1 27,0 32,7
Insgesamt 6,0 8,5 20,6 29,1 33,7 39,1
Hauptmieterhaushalte mit einem monatlichen Einkommen bis 5000 DM
Datenbasis: Statistisches Bundesamt
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Graphik 3
Entwicklung der Versorgung mit 
Wohnungen und Wohnräumen
N
Wohnräume je Person— Wohnungen je Haush. 
D atenbasis:  S ta t is t isch es  Bundesamt
grundsätzlich verschiedene Faktoren zu­
rückzuführen. Zum einen sind, bedingt 
durch die für die Anbieterseite häufig 
günstigere Situation auf den Wohnungs­
märkten, die Mieten stärker gestiegen als 
die Lebenshaltungskosten insgesamt und 
auch stärker als die Realeinkommen der 
privaten Haushalte. Zum anderen hat 
sich das Nachfrageverhalten der privaten 
Haushalte dahingehend verändert, daß 
größere und besser ausgestattete Woh­
nungen beansprucht werden, für die 
auch höhere Wohnkosten aufzuwenden 
sind.
Versorgungsniveau mit Wohnungen und 
Wohnräumen — ein Kapazitätsproblem 
und ein Verteilungsproblem
Die erste grundlegende Frage bei der 
Darstellung zentraler quantitativer und 
qualitativer Aspekte der Wohnungsver­
sorgung lautet, ob überhaupt Wohnun­
gen in ausreichender Zahl zur Verfügung 
stehen. Um sie zu beantworten, muß der 
Wohnungsbestand auf die Zahl der pri­
vaten Haushalte bezogen werden. Dabei 
gibt es einige Gründe für die Annahme, 
daß sowohl die Zahlen des Wohnungsbe­
standes als auch der privaten Haushalte 
fehlerhaft ausgewiesen werden und dem­
zufolge die einzelnen Jahreswerte des In­
dikators »Wohnungen je Haushalt« 
ebenfalls fehlerbehaftet sein können. 
Ungeachtet dieses statistischen Problems
erreicht erst Mitte der siebziger Jahre die 
Zahl der vorhandenen Wohnungen die 
der privaten Haushalte. Seitdem stag­
niert der Indikator auf einem Wert 
knapp über 1 (s. Graphik 3).
Aus mindestens drei Gründen kann dar­
aus allerdings nicht gefolgert werden, der 
Wohnungsmarkt befände sich im Gleich­
gewicht. So können erstens die regionale
Verteilung des Wohnungsbestandes und 
der privaten Haushalte sehr unterschied­
lich sein; zweitens ist damit nicht gewähr­
leistet, daß die Größenstrukturen des 
Wohnungsbestandes und der Privat­
haushalte aufeinander abgestimmt sind; 
und drittens bedarf es eines bestimmten 
Wohnungsüberhanges als sogenannter 
»Fluktuationsreserve«, damit eine gewis­
se Wohnungsmobilität, die aus verschie­
denen gesellschaftspolitischen Gründen 
wünschenswert ist, überhaupt stattfinden 
kann.
Der Indikator »Wohnungen je Haus­
halt« ist hauptsächlich auf die elementa­
re Funktion einer Wohnung bezogen, 
Familien bzw. privaten Haushalten eine 
geschützte und private Sphäre zu ge­
währleisten. Dagegen gibt der Indikator 
»Wohnräume je Person« in erster Linie 
Auskunft über die vielfältigen, auf indi­
viduellen Bedürfnissen basierenden Nut­
zungsmöglichkeiten der Wohnung. Für 
diesen Indikator kann eine methodisch 
konsistente jährliche Zeitreihe seit 1971 
konstruiert werden. Bereits damals lag 
der Indikator deutlich über dem Wert 1 
und ist seitdem kontinuierlich bis auf ge­
genwärtig fast 1,5 gestiegen. Das bedeu­
tet, der in der Bundesrepublik vorhande­
ne Bestand an Wohnräumen reicht ei­
gentlich aus, jedem Einwohner einen ei­
genen Raum zur Verfügung zu stellen. 
Hohe Belegungsdichten bzw. Überbele­




—  ohne Bad/Dusche — mi t  Bad.WC.Sammelh. 
Datenbas is:  S ta t is t isch es  Bundesamt
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heute anders als unmittelbar nach dem 
Zweiten Weltkrieg und auch noch in den 
fünfziger Jahren weniger ein Kapazitäts­
sondern vielmehr ein Verteilungspro­
blem.
Erhebliche Verbesserung der Wohnungs­
qualität
Nicht an den quantitativen sondern den 
qualitativen Aspekten der Wohnungsver- 
sorgung orientiert sind die beiden Indika­
toren »Anteil der Wohnungen ohne 
Bad« und »Anteil der Wohnungen mit 
Bad, WC und Sammelheizung«. Wäh­
rend der erstgenannte das Unterschreiten 
eines soziokulturellen Mindeststandards 
anzeigt, ist der zweite auf das im heuti­
gen Wohnungsbau übliche sanitäre Aus­
stattungsniveau bezogen.
Betrachtet man die Entwicklung der bei­
den Indikatoren von 1960 bis 1982, dann 
fällt auf, daß sich die jeweiligen Anteile 
auch numerisch beinahe exakt gegenläu­
fig entwickeln (s. Graphik 4). Noch im 
Jahr 1960 wies mehr als die Hälfte des 
Wohnungsbestandes nicht die sanitäre 
Mindestausstattung auf; über Bad, W C' 
und Sammelheizung verfügten nur rund 
zehn Prozent der Wohnungen. Im Jahr 
1968 hielten sich dann beide Anteile un­
gefähr die Waage: Knapp 29 Prozent der 
Wohnungen hatten kein Bad, knapp 30 
Prozent waren mit Bad, WC und Sam­
melheizung ausgestattet. Die gegenwärtig 
aktuellsten Daten der amtlichen Statistik 
über die Ausstattung des Wohnungsbe­
standes mit sanitären Einrichtungen lie­
gen für das Jahr 1982 vor. Nur noch acht 
Prozent der vorhandenen Wohnungen 
sind ohne Bad, aber rund zwei Drittel 
haben Bad, WC und Sammelheizung.
Wohnungszählung und Spätaussiedler 
als Gründe der gegenwärtigen woh­
nungspolitischen Diskussion
Die Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum gerät vor allem dann in das 
öffentliche Interesse und die politische 
Diskussion, wenn Engpässe oder Proble­
me bei der Wohnungsversorgung festge­
stellt oder auch nur vermutet werden. 
Sofern sie auf Funktionsmängel des 
Wohnungsmarktes zurückgeführt wer­
den, mehren sich dann die Stimmen, die 
eine stärkere Einflußnahme der öffentli­
chen Hand propagieren. Die gegenwärti­
ge wohnungspolitische Diskussion hat 
vorwiegend zwei Gründe: Erstens macht
die zusammen mit der Volkszählung im 
Jahr 1987 durchgeführte Wohnungszäh­
lung eine Korrektur des fortgeschriebe­
nen Wohnungsbestandes notwendig, 
weil der durch die Fortschreibung ermit­
telte Wohnungsbestand den tatsächlich 
vorhandenen Bestand überschätzt hat. 
Damit stellt sich die Wohnungsversor­
gung der Bevölkerung insgesamt ungün­
stiger dar als allgemein angenommen 
wurde. Und zweitens sind die in der
Einführung des Mehrparteiensystems, 
Aufhebung der Beschränkungen für 
Westreisen, Gewerkschaftsgründungen, 
Pressefreiheit, Neuordnung der Wirt­
schaft! Diese und viele andere 
Innovations- und Liberalisierungsten­
denzen machen deutlich: Ungarn befin­
det sich in einer Situation des Umbruchs.
Einen aktuellen Beitrag zu den Hinter­
gründen dieser Entwicklungen stellt der 
Bericht von Rudolf Andorka und Istvän 
Harcsa dar, der sich mit den Auswirkun­
gen wirtschaftlicher und politischer Ver­
änderungen auf das gesellschaftliche Le­
ben in Ungarn befaßt.
Der vorliegende Sozialbericht präsentiert 
ein System sozialer Indikatoren, das dar­
auf abzielt, die kurz- und langfristigen 
Prozesse und Ergebnisse der Modernisie­
rung zu messen. Ungarn wird dabei als 
eine Gesellschaft betrachtet, die den Zu­
stand der Modernität noch nicht erreicht 
hat und in der die soziale Modernisie­
rung akute Probleme aufwirft.
Das Indikatorensystem beinhaltet die 
Subsysteme Sozialstruktur, soziale Mo­
bilität, Bevölkerung, Bildung, Beschäfti­
gung, Einkommen, Konsum, Wohnbe­
dingungen, Gesundheit, Zeitverwendung 
und abweichendes Verhalten. Für alle 
diese Bereiche werden die insgesamt ca. 
140 Indikatoren in Form von Zeitreihen 
vorgelegt, die zum Teil bereits im 19. 
Jahrhundert beginnen und bis in die Mit­
jüngsten Zeit in größerer Zahl nach 
Deutschland zugewanderten Spätaus­
siedler aus Osteuropa eine wohnungspo­
litische Problemgruppe, deren Woh­
nungsbedarf rasch befriedigt werden 
muß, wozu der Wohnungsmarkt alleine 




te der achtziger Jahre reichen. Die Mo- 
demisierungstheorie und die Perspektive 
der wohlfahrtsorientierten Messung der 
Lebensbedingungen bilden den Bezugs­
rahmen für eine umfassende Analyse der 
gesellschaftlichen Entwicklung mithilfe 
der spezifizierten sozialen Indikatoren.
Auf der Basis der Indikatorzeitreihen 
und ergänzenden empirischen Materia­
lien werden die Entwicklungstendenzen, 
Erfolge und Fehlschläge von Modernisie­
rungsbemühungen, soziale Probleme 
und die Ursachen gesellschaftlicher 
Spannungen bis in die jüngste Gegenwart 
aufgezeigt. So kann z.B. anhand der ver­
wendeten Indikatoren nachvollzogen 
werden, wie eine Periode schneller Mo- 
demisierungsgewinne — ausgelöst durch 
die Wirtschaftsreformen der sechziger 
Jahre — durch die abrupte Verschlechte­
rung der wirtschaftlichen Situation in der 
zweiten Hälfte der siebziger Jahre been­
det wurde und nachfolgend eine Reihe 
von negativen Entwicklungen einsetzten.
Sinkende Realeinkommen in der offiziel­
len Wirtschaft hatten eine weitgehende 
Stagnation des Lebensstandards zur Fol­
ge und riefen ein zunehmendes Engage­
ment in der sekundären Ökonomie her­
vor. Diese mehr und mehr legalisierten 
Aktivitäten außerhalb der offiziellen 
Wirtschaft erwiesen sich für breite Bevöl­
kerungsteile als einzige Möglichkeit, das 
Lebensniveau zu erhalten oder in einzel­
nen Bereichen, z.B. hinsichtlich der in
Modernisierung in Ungarn
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